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2Zusammenfassung
Seit Anfang des Jahres 2020 wird die Ausbil-
dung in den Pflegeberufen neu geregelt. Mit
der kompetenzorientierten generalistisch aus-
gerichteten Ausbildungskonzeption reagiert
der Gesetzgeber auf die zunehmend komple-
xen Pflege- und Versorgungsbedarfe ebenso
wie auf die Entwicklungen in der Pflegewissen-
schaft und in anderen Wissenschaftsbereichen.
Die Reform geht mit zahlreichen Innovationen
einher. So sind Teile der Berufsausübung nun-
mehr rechtlich geschützt und die Ausbildung
kann an Pflegeschulen oder an Hochschulen
absolviert werden. Dieser Beitrag geht auf die-
se und weitere Innovationen der Pflegeberufe-
reform ein. Er verdeutlicht Herausforderungen
und Konsequenzen und formuliert offene Fra-
gen und ausgewählte Handlungsbedarfe.

Since the beginning of 2020, training in the
nursing professions has been newly regulated.
With the competence-oriented generalist train-
ing concept, the legislator reacts to the in-
creasingly complex nursing and care needs as
well as to developments in nursing science and
other scientific areas. The reform is accompa-
nied by numerous innovations. For example,
parts of the professional practice are now
legally protected, and the training can be com-
pleted at nursing schools or universities. This
article discusses these and other innovations
of the nursing profession reform. It clarifies
challenges and consequences and formulates
open questions and the need for action in se-
lected fields.

10.1 Einleitung

Die grundlegende Reform der Pflegeausbil-
dung, wie sie sich seit Anfang 2020 mit dem
Pflegeberufegesetz vollzieht, wäre nicht hin-
reichend ausgeleuchtet, wenn man sie auf die
Zusammenführung der bisher separat geregel-
ten Ausbildungen in der Altenpflege, in der
Gesundheits- und Kinderkrankenpflege sowie
in der Gesundheits- und Krankenpflege be-
schränken würde. Vielmehr lassen sich die

zentralen Innovationen, die mit dieser Reform
verbunden sind, weder in den Pflegeschulen
noch in den Praxiseinrichtungen durch einfa-
che Anpassungen zufriedenstellend umsetzen.
Ihre gelingende und nachhaltige Implementie-
rung fordert vielmehr in den verschiedenen
Verantwortungsbereichen und Handlungsfel-
dern eine Veränderung von Strukturen und
Kernprozessen, die weit über den Ausbil-
dungsbereich im engeren Sinne hinausgehen.
Zu Recht ist das Pflegeberufegesetz, das die
neue Ausbildung im Kern regelt, Teil einer
umfassenderen Pflegeberufereform. So betrifft
etwa die erstmalige Festlegung vorbehaltener
Tätigkeiten die Organisation pflegerischer Ar-
beit in den verschiedenen Einrichtungen.

Nach einer langjährigen Vorbereitungs-
zeit mit zahlreichen Modellversuchen und
zum Teil kontroversen politischen Diskussio-
nen wurde die Pflegeausbildung in Deutsch-
land zum Januar 2020 grundlegend reformiert
(BMFSFJ 2008; Görres et al. 2009). Im Jahr
2023 werden die ersten Absolventinnen und
Absolventen nach dem Pflegeberufegesetz ih-
re Ausbildung zur Pflegefachfrau/zum Pfle-
gefachmann abschließen. Die neue, im Kern
generalistisch ausgerichtete Ausbildungskon-
zeption löst die drei bisherigen, auf einzel-
ne Lebensphasen und Lebensalter fokussierten
Erstausbildungen mit separaten Ausbildungs-
abschlüssen in der Gesundheits- und Kranken-
pflege, in der Gesundheits- und Kinderkran-
kenpflege sowie in der Altenpflege ab. Die
Pflegeausbildung nach neuem Recht erstreckt
sich stattdessen auf die gesamte Lebensspan-
ne der zu pflegenden Menschen und vermittelt
die allgemeinen Kompetenzen, die für ein pro-
fessionelles, pflegeprozessbezogenes Handeln
in akuten und dauerhaften Pflegesituationen in
verschiedenen Versorgungskontexten erforder-
lich sind. Die breit angelegte Erstausbildung
schlägt sich nicht nur in einem erweiterten
Pflege- und Berufsverständnis nieder, das dem
theoretischen und praktischen Unterricht in
den Pflegeschulen zugrunde gelegt wird, son-
dern zeigt sich auch in der Bandbreite der
Einsatzbereiche, welche die Auszubildenden
in der praktischen Ausbildung kennenlernen.
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Diese umfasst die drei allgemeinen Versor-
gungsbereiche der stationären Akutpflege, der
stationären Langzeitpflege sowie der ambulan-
ten Akut-/Langzeitpflege, darüber hinaus kür-
zere Einsatzzeiten in der pädiatrischen und in
der psychiatrischen Versorgung (Hundenborn
2020).

Mit der reformierten Pflegeausbildung ver-
folgt der Gesetzgeber verschiedene Intentio-
nen: Die Ausbildung soll vor allem den verän-
derten und zunehmend komplexen Pflege- und
Versorgungsbedarfen der Bevölkerung ent-
sprechen. Sie soll zudem die Entwicklungen
im Pflegeberuf und in der Pflegewissenschaft
aufgreifen. Schließlich soll sie den Anschluss
an das europäische Pflegebildungssystem ge-
währleisten. Pflegefachpersonen sollten – u. a.
den Empfehlungen der Weltgesundheitsorga-
nisation von 1988 und 1993 folgend – eine
generalistische Ausbildung absolvieren und im
Berufsverlauf spezialisierte Kompetenzen in
anschlussfähigen Weiterbildungsprozessen er-
werben.

Vor dem Hintergrund der aktuellen Ver-
änderungen der Pflegeausbildung geht dieser
Beitrag auf ausgewählte zentrale Innovationen
der Pflegeberufereform ein und skizziert He-
rausforderungen und Konsequenzen, die sich
hieraus für unterschiedliche Handlungsberei-
che und Akteure ergeben. Er beleuchtet offene,
mit der Pflegeberufereform verbundene Fragen
und Handlungsbedarfe und skizziert erkennba-
re Reformansätze, die Konkretisierungen und
Änderungen der bestehenden Regelungen na-
helegen.

10.2 Die zentralen Innovationen
der Pflegeausbildung

10.2.1 Generalistische
Erstausbildung und
besondere
Trägerverantwortung

Trotz der gut zwei Jahrzehnte währenden
Vorbereitungszeit, in der zahlreiche Modell-

versuche einschlägige Ergebnisse erbrachten,
konnte sich im Gesetzgebungsverfahren in
Deutschland die so genannte generalistische
Ausbildung nach europäischem Vorbild und
Standard nicht vollständig durchsetzen. An-
stelle des Regelabschlusses als Pflegefachfrau/
Pflegefachmann ermöglicht das Pflegeberufe-
gesetz vielmehr in Teil 5 den Erwerb der
beiden gesonderten Berufsabschlüsse in der
Gesundheits- und Kinderkrankenpflege oder
in der Altenpflege. Allerdings entsprechen
die beiden gesonderten Berufsabschlüsse nicht
den bisherigen separaten Abschlüssen. Alle
Auszubildenden durchlaufen vielmehr in den
ersten beiden Ausbildungsdritteln eine gene-
ralistische Ausbildung. Die Ausrichtung auf
die Pflege von Menschen aller Altersstufen
zeigt sich auch in den praktischen Einsätzen.
Diese werden in der stationären Akutpflege,
der stationären Langzeitpflege sowie der am-
bulanten Akut-/Langzeitpflege absolviert. Der
Einsatz in der pädiatrischen Versorgung ist
aufgrund von Kapazitätsgrenzen vergleichs-
weise kurz. Nach den ersten beiden gene-
ralistisch ausgerichteten Ausbildungsdritteln
können die Auszubildenden unter bestimm-
ten Voraussetzungen ihr Wahlrecht ausüben.
Dieses ermöglicht den Auszubildenden, im
letzten Ausbildungsdrittel entweder die gene-
ralistische Ausbildung fortzusetzen oder sich
für eine spezifische Ausbildung in der Pflege
von Kindern und Jugendlichen oder von alten
Menschen zu entscheiden. Dieser im fortge-
schrittenen Gesetzgebungsverfahren politisch
erstrittene Kompromiss gilt zunächst für einen
Übergangszeitraum. Das Bundesministerium
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und
das Bundesministerium für Gesundheit wer-
den bis zum 31. Dezember 2025 ermitteln, wie
viele Auszubildende ihr Wahlrecht ausgeübt
haben (§ 62 PflBG). Auf der Grundlage dieser
Ergebnisse soll die endgültige Ausbildungs-
konzeption geregelt werden.

Im Rahmen ihrer praktischen Ausbildung
absolvieren die Auszubildenden in den ersten
beiden Ausbildungsdritteln nach einem Orien-
tierungseinsatz (400 h), der i. d. R. beim Träger
der praktischen Ausbildung absolviert wird,
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Pflichteinsätze in den drei allgemeinen Ver-
sorgungsbereichen der stationären Akutpfle-
ge, der stationären Langzeitpflege sowie der
ambulanten Akut-/Langzeitpflege (je 400 h)
sowie einen kürzeren Einsatz in der pädi-
atrischen Versorgung (60–120h). Im letzten
Ausbildungsdrittel schließen sich ein kürze-
rer Einsatz in der psychiatrischen Versorgung
(120 h), ein umfangreicher Vertiefungseinsatz
(500 h) und weitere Einsätze zur freien Verfü-
gung (2� 80 h) an. Die Träger der praktischen
Ausbildung sind im Rahmen der ihnen vom
Gesetzgeber nach § 8 PflBG zugewiesenen
Verantwortung verpflichtet, die für die prak-
tische Ausbildung vorgeschriebenen Einsätze
sicherzustellen. Hierfür benötigen sie einer-
seits verlässliche Kooperationspartner, welche
die erforderlichen Einsatzbereiche zur Verfü-
gung stellen können, die der Träger der prakti-
schen Ausbildung selbst nicht vorhält. Ande-
rerseits werden sie von den Trägern anderer
Versorgungseinrichtungen als Kooperations-
partner angefragt, ihrerseits Einsatzbereiche
zur Verfügung zu stellen. Im Vergleich zu den
bisherigen Regelungen des Krankenpflegege-
setzes und des Altenpflegegesetzes erfordert
das Pflegeberufegesetz eine breit angelegte
praktische Ausbildung und einen entsprechen-
den Wechsel der Auszubildenden zwischen
den Einrichtungen verschiedener Kooperati-
onspartner. Die planmäßige, zeitlich und sach-
lich zu gliedernde, praktische Ausbildung be-
darf eines systematischen Rotationsverfahrens
mit einer eigenen Logistik und Koordinati-
on.

Abhängig von der regionalen Infrastruktur
der jeweiligen Einrichtung gesundheitlicher
und pflegerischer Versorgung berichten Trä-
ger, Einrichtungs- und Schulverantwortliche
von Engpässen und Problemen, eine hinrei-
chende Anzahl von Kooperationspartnern zu
gewinnen und alle sogenannten Außeneinsätze
für ihre Auszubildenden sicherzustellen. Na-
hezu flächendeckend treffe dies – so die Aus-
bildungsträger – auf den Einsatz in der pädi-
atrischen Versorgung zu. Jedoch stellten auch
Einsätze in der ambulanten Versorgung häu-
fig ein Nadelöhr dar, da kleinere Pflegedienste

selbst wenige Auszubildende aufwiesen und
nur vereinzelt Auszubildende von anderen Trä-
gern der praktischen Ausbildung aufnehmen
könnten. Zur Vermeidung ungünstiger Wettbe-
werbssituationen zwischen den Ausbildungs-
anbietern einer Region wird der Aufbau von
Ausbildungsverbünden unterstützt und finan-
ziell gefördert. Die Ausgestaltung der Lernort-
kooperation kann über Verbundverträge und/
oder über Kooperationsverträge sichergestellt
werden. Vielfach kooperieren die Lernorte je-
doch zurzeit noch ohne eine vertragliche Ab-
sicherung. Den Ergebnissen einer in Rhein-
land-Pfalz durchgeführten Studie zur Lern-
ortkooperation folgend, bringt die Mitglied-
schaft in einem Ausbildungsverbund Vortei-
le mit sich. Wenngleich die Einsatzplanung
auch hier mit Herausforderungen verbunden
ist, scheint dem Bedarf an Absprachen, Aus-
tausch und Information in Ausbildungsverbün-
den besser entsprochen zu werden. Treffen
und Besprechungen finden hier häufiger und
regelmäßiger statt als in Einrichtungen, die
keinem Ausbildungsverbund angehören. Auch
die mit der Einsatzplanung und der Erstellung
eines Ausbildungsplans verbundenen Heraus-
forderungen können perspektivisch in verbind-
lichen Kommunikations- und Kooperations-
strukturen erleichtert werden. Einen systema-
tischen Überblick über Ausbildungsverbünde
bieten für das Bundesland Rheinland-Pfalz die
Ergebnisse der KOMPASS-Studie, die auf der
Grundlage einer empirischen Bestandsaufnah-
me durchgeführt wurde (Lauxen 2022).

10.2.2 Zwei Qualifizierungswege –
zwei Kompetenzniveaus

Das Pflegeberufegesetz eröffnet zwei Wege
in die Ausbildung. Anstelle einer pflegebe-
ruflichen Ausbildung an Pflegeschulen kön-
nen Ausbildungsinteressierte mit einem Hoch-
schulzugang die Ausbildung als primärquali-
fizierendes Studium an einer Hochschule ab-
solvieren. War dieser Weg lange Zeit nur im
Rahmen von Modellversuchen möglich, stellt
er nun einen regulären Zugang zum Pflege-
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beruf dar. Auch das Studium befähigt zur di-
rekten Pflege, d. h. zur Pflegeprozessgestaltung
mit zu pflegenden Menschen aller Altersstufen
und ihren Bezugspersonen. Das Studium soll
die hierfür erforderlichenKompetenzen jedoch
auf einem höheren Anspruchsniveau vermit-
teln. Hochschulisch qualifizierte Pflegefach-
frauen und Pflegefachmänner sollen aufgrund
ihres vertieften pflegewissenschaftlichen Wis-
sens, ihrer forschungsbezogenen Kompeten-
zen und ihres besonders differenzierten Ver-
ständnisses für den Einfluss institutioneller,
gesellschaftlicher und normativer Kontextbe-
dingungen zur Steuerung und Gestaltung auch
hochkomplexer Pflegeprozesse befähigt wer-
den (Hundenborn 2022). Der erfolgreiche Stu-
dienabschluss endet mit der Berufszulassung
und der Berufsbezeichnung Pflegefachfrau/
Pflegefachmann in Verbindung mit einem Ba-
chelorgrad. Ein Wahlrecht für einen der geson-
derten Berufsabschlüsse haben die Studieren-
den im primärqualifizierenden Pflegestudium
nicht.

Der Gesetzgeber sieht in der Einführung
eines bundesrechtlich geregelten primärquali-
fizierenden Pflegestudiums eine Aufwertung
des Berufs und zugleich eine Möglichkeit, den
zunehmend komplexen Pflege- und Versor-
gungssituationen zu entsprechen. Bereits seit
2012 empfiehlt der Wissenschaftsrat, ange-
sichts der komplexer werdenden Anforderun-
gen in der Gesundheitsversorgung einen Teil
der Berufsangehörigen in den Pflege- und The-
rapieberufen sowie im Hebammenwesen an
Hochschulen auszubilden (WR 2012, 2018).
Auch die Hochschulrektorenkonferenz geht
in ihren Empfehlungen davon aus, dass die
hierfür erforderlichen Kompetenzen an wis-
senschaftliche Erkenntnisse gebunden sind, zu
deren Anbahnung und Entwicklung es primär-
qualifizierender Studiengänge bedarf (HRK
2017). Auch die Partner der Ausbildungsof-
fensive Pflege setzen sich in ihrem zweiten
Bericht für eine Erhöhung des Anteils aka-
demisch ausgebildeter Pflegefachpersonen für
die unmittelbare Versorgung von zu pflegen-
den Menschen mit besonders komplexen Pfle-
gebedarfen ein (BMFSFJ 2022).

Eine erste Sondererhebung, die im Rahmen
des Pflegepanels vom Bundesinstitut für Be-
rufsbildung (BIBB) zwischen Januar und April
2022 durchgeführt wurde, zeigt einen Anteil
von lediglich 0,78% Studierenden primärqua-
lifizierender Studiengänge. Rechnet man die
Studierenden vergleichbarer, nicht primärqua-
lifizierender Studiengänge hinzu, liegt der An-
teil bei nur 1,70% (Meng et al. 2022). Die
Quoten liegen damit weit unter der vom Wis-
senschaftsrat bereits 2012 empfohlenen Quote
von 10 bis 20% eines Ausbildungsjahrgangs,
die angesichts der steigenden quantitativen
und qualitativen Anforderungen in der Ge-
sundheitsversorgung akademisch qualifiziert
sein sollten, unbenommen akademischer Wei-
terbildungsangebote für bereits ausgebildete
berufserfahrene Fachkräfte (WR 2012).

10.2.3 Vorbehaltene Tätigkeiten
im Pflegeprozess –
besondere Verantwortung
und Verpflichtungen

Erstmals stellt der Gesetzgeber mit § 4 PflBG
ausgewählte pflegerische Aufgaben unter ei-
nen besonderen rechtlichen Schutz und ver-
deutlicht hierdurch die besondere Verantwor-
tung von Pflegefachpersonen. Die vorbehalte-
nen Tätigkeiten beziehen sich auf den Pfle-
geprozess und umfassen „1. Die Erhebung
und Feststellung des individuellen Pflegebe-
darfs [. . . ], 2. die Organisation, Gestaltung und
Steuerung des Pflegeprozesses [. . . ]“ sowie
„3. die Analyse, Evaluation, Sicherung und
Entwicklung der Qualität der Pflege [. . . ]“. Die
in § 4 PflBG geregelten vorbehaltenen Tätig-
keiten gelten als absolute Vorbehalte. Sie le-
gen einen autonomen Verantwortungsbereich
von Pflegefachpersonen fest und schließen die-
se damit für andere Berufsgruppen aus. Die
vorbehaltenen Tätigkeiten dienen dem Schutz
der zu pflegenden Menschen, der Patientensi-
cherheit und der Sicherung der Pflegequalität.
Sie sind deshalb nicht nur Regelungsgegen-
stand der Ausbildung, sondern betreffen die
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gesamte Organisation der Pflegearbeit in den
Einrichtungen. Arbeitgeber dürfen vorbehalte-
ne Tätigkeiten weder auf Personen übertragen,
die nicht über eine Erlaubnis zur Führung der
Berufsbezeichnung nach § 1 PflBG verfügen
oder deren Erlaubnis ruht, noch die Durch-
führung von vorbehaltenen Aufgaben durch
Personen dulden, die nicht hierfür legitimiert
sind. Eine Zuwiderhandlung kann mit einem
Bußgeld bis zu 10.000 C geahndet werden
(§ 57 PflBG). Vom Vorbehalt ausgenommen
sind die Durchführung und Dokumentation der
geplanten Pflege als Teile des Pflegeprozes-
ses. Damit ist auch die Möglichkeit verbunden,
Pflegende, die nicht Pflegefachpersonen sind,
sowie Angehörige anderer Berufsgruppen in
den Pflegeprozess einzubeziehen. Der Pfle-
geprozess als zentrales Handlungsmodell des
Pflegeberufs erfährt hierdurch eine fachliche
und rechtliche Aufwertung, die zugleich Aus-
druck eines grundlegend veränderten Pflege-
und Berufsverständnisses und eines fortschrei-
tenden Professionalisierungsprozesses ist. Der
Pflegeprozess zentriert die Beziehungsgestal-
tung zwischen der Pflegefachperson und dem
zu pflegenden Menschen in der individuel-
len und lebensweltorientierten Auseinander-
setzung mit gesundheits- und entwicklungsbe-
dingten Herausforderungen unter Wahrung ih-
rer Autonomie und ihres Selbstbestimmungs-
rechts (Hundenborn und Knigge-Demal 2018;
Weidner 2019).

Ausbildung und Organisation der Pflege-
arbeit in den Einrichtungen sind zentral dem
Pflegeprozess einschließlich der vorbehaltenen
Tätigkeiten verpflichtet. Die Fachkommission
nach § 53 Pflegeberufegesetz geht in ihren
Rahmenplänen davon aus, dass die systemati-
sche Auseinandersetzung mit dem Pflegepro-
zess in der Pflegeausbildung eine Vorausset-
zung für den Erwerb der mit den vorbehalte-
nen Tätigkeiten verbundenen Kompetenzen ist
(Fachkommission 2020). Damit gilt, dass un-
ter der Perspektive der besonderen fachlichen
und rechtlichen Verantwortung vielfach eine
Aktualisierung pflegeprozessbezogener Kom-
petenzen bereits ausgebildeter Pflegefachper-
sonen und der ausbildungsverantwortlichen

Praxisanleitenden erforderlich ist. Die Organi-
sation der Pflegearbeit, Zuständigkeiten, Rech-
te und Pflichten im Kontext pflegeprozessbe-
zogenen Handelns in komplexen und hoch-
komplexen Pflegesituationen sind in der Or-
ganisation der Pflegearbeit neu zu regeln. Das
Pflegeberufegesetz steckt mit den Regelungen
des § 4 einen Rechtsrahmen ab, der in ver-
schiedenen Punkten einer weiteren Ausgestal-
tung und Festlegung bedarf. So ist etwa zu klä-
ren, inwieweit Pflegefachpersonen, die nach
dem Pflegeberufegesetz einen der gesonderten
Berufsabschlüsse in der Altenpflege oder in
der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege er-
werben, die vorbehaltenen Tätigkeiten für die
Pflegeprozessgestaltung mit Menschen aller
Altersgruppen übernehmen dürfen. Auch eine
Beschränkung auf alte Menschen oder Kin-
der und Jugendliche wäre mit dem Problem
einer kaummöglichen eindeutigen und rechtli-
chen verbindlichen Altersabgrenzung verbun-
den. Auch aus leistungsrechtlicher Sicht sind
verschiedene Punkte noch strittig und wer-
den kontrovers diskutiert, so etwa die Frage,
ob die Erhebung und Feststellung des indivi-
duellen Pflegebedarfs sich auch auf das Pfle-
gebegutachtungsverfahren erstreckt (Weidner
2019).

10.2.4 Kompetenzentwicklung
für das Handeln
in komplexen Pflege- und
Berufssituationen

Deutlich konsequenter als in den bisherigen
Berufsgesetzen ist die Ausbildungskonzeption
nach dem Pflegeberufegesetz auf den Aufbau
und die Weiterentwicklung von situationsbe-
zogenen Kompetenzen ausgerichtet, die für ein
qualitätsangemessenes Handeln in komplexen
Pflege- und Berufssituationen benötigt wer-
den. Die im Ausbildungsverlauf aufzubauen-
den und weiterzuentwickelnden Kompetenzen
werden in ihrem jeweiligen Anforderungsni-
veau in mehreren Anlagen für die berufliche
Ausbildung an Pflegeschulen und für das pri-
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märqualifizierende Pflegestudium vorgeschrie-
ben. Sie sind fünf Kompetenzbereichen zuge-
ordnet, die eine systemische Sichtweise wider-
spiegeln. Kompetenzbereich I stellt die Verant-
wortung für den Pflegeprozess mit Menschen
aller Altersstufen in den Mittelpunkt und in-
tegriert die vorbehaltenen Tätigkeiten, wobei
die besondere Bedeutung der Pflegediagnostik,
die als Kernelement des Pflegeprozesses anzu-
sehen ist (Eberl 2019), eigens hervorgehoben
wird. Die Beziehungsgestaltung und unmittel-
bare Interaktion zwischen der Pflegefachper-
son und dem zu pflegenden Menschen und sei-
nen Bezugspersonen als einen integralen Be-
standteil des Pflegeprozesses fokussiert Kom-
petenzbereich II. Die für diese beiden Kom-
petenzbereiche vorgeschriebenen Stundenzah-
len machen in der pflegeberuflichen Ausbil-
dung gut die Hälfte von insgesamt 2.500 h
aus, die für den theoretischen und praktischen
Unterricht vorgesehen sind, womit der pfle-
geprozessbezogene Schwerpunkt der Ausbil-
dung und der selbstständige Verantwortungs-
und Aufgabenbereich von Pflegefachpersonen
nochmals verdeutlicht werden. Kompetenzen,
die für Abstimmungs- und Koordinationspro-
zesse in der intra- und interdisziplinären Zu-
sammenarbeit erforderlich sind, nimmt Kom-
petenzbereich III in den Blick. Kompetenzbe-
reich IV ist auf die gesellschaftliche Ebene
ausgerichtet. Die hier geregelten Kompetenzen
fokussieren auf unterschiedlichen Systemebe-
nen Kontextfaktoren des Pflegehandelns sowie
normative, ethische und kulturelle Orientie-
rungen, die in ihrem Einfluss auf das Pflege-
handeln einer kritischen Auseinandersetzung
und Reflexion bedürfen. Schließlich fokussiert
Kompetenzbereich V in besonderer Weise die
berufliche Identitätsentwicklung. Er beinhaltet
Kompetenzen, die für ein historisches und po-
litisches Bewusstsein des Berufs erforderlich
sind und schließt die Auseinandersetzung mit
der eigenen Berufsgeschichte, mit den derzei-
tigen Problemlagen und künftigen Herausfor-
derungen des Pflegeberufs ein (Hundenborn
2020, 2021). Kompetenzen, die für die digitale
Transformation der Gesellschaft, die Verän-
derungen der Berufs- und Arbeitswelt sowie

im Prozess des lebenslangen Lernens erforder-
lich sind, werden als Querschnittskompeten-
zen in den Kompetenzbereichen berücksich-
tigt.

In den verschiedenen Anlagen zur PflAPrV
spiegeln sich Kompetenzaufbau und Kompe-
tenzentwicklung im Ausbildungsverlauf wi-
der. So legt eine Anlage das Anforderungsni-
veau fest, das zum Zeitpunkt der Zwischen-
prüfung gegen Ende der ersten beiden Aus-
bildungsdrittel erreicht und nachgewiesen wer-
den muss. Weitere Anlagen regeln die Kompe-
tenzen auf dem Anforderungsniveau, das zum
Zeitpunkt des Staatsexamens erzielt werden
muss. Nach § 16 Abs. 2 PflAPrV ist die pfle-
geprozessbezogene praktische Prüfung, die in
realen Pflegesituationen stattfindet, in beson-
derer Weise auf die vorbehaltenen Tätigkeiten
nach § 4 PflBG auszurichten.

10.2.5 Orientierung und
Vergleichbarkeit durch
bundeseinheitliche
Rahmenpläne

Erstmals wurden im Kontext des Pflegeberufe-
gesetzes bundeseinheitliche Lehrplanempfeh-
lungen erarbeitet, die eine vergleichbare Kon-
kretisierung und Ausgestaltung in den Bun-
desländern sowie in den Pflegeschulen und
Einrichtungen ermöglichen und unterstützen
sollen. Entwickelt wurden die „Rahmenlehr-
pläne für den theoretischen und praktischen
Unterricht“ und die „Rahmenausbildungsplä-
ne für die praktische Ausbildung“ durch eine
eigens eingerichtete Fachkommission, in die
elf pflegefachlich, pflegepädagogisch und pfle-
gewissenschaftlich ausgewiesene Expertinnen
und Experten vom Bundesministerium für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend und vom
Bundesministerium für Gesundheit im Beneh-
men mit den Ländern für eine Amtszeit von
fünf Jahren berufen worden sind (§ 53 PflBG).
Die erstmals 2019 vorgelegten Rahmenpläne
werden von der Fachkommission kontinuier-
lich auf ihre Aktualität hin überprüft und bei
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Bedarf – spätestens aber nach fünf Jahren –
angepasst. Mit den bundeseinheitlichen Emp-
fehlungen greift der Gesetzgeber nicht in die
Richtlinienkompetenz der Bundesländer ein.
Gleichwohl orientieren sich inzwischen die
meisten Bundesländer in ihren länderspezifi-
schen Regelungen an den Rahmenplänen der
Fachkommission (Hundenborn und Darmann-
Finck 2020; Darmann-Finck und Hundenborn
2019).

Die Fachkommission hat die Rahmen-
lehrpläne und Rahmenausbildungspläne nach
den zentralen Konstruktionskriterien entwi-
ckelt, die sich bereits im Pflegeberufegesetz
und in der Pflegeberufe-Ausbildungs- und
-Prüfungsverordnung abzeichnen: Kompeten-
zen, die sich auf Pflege- und Berufssitua-
tionen beziehen, deren Komplexität im Aus-
bildungsverlauf systematisch gesteigert wird,
Pflegeprozessverantwortung und vorbehalte-
ne Tätigkeiten als Kern des selbstständi-
gen Verantwortungs- und Aufgabenbereichs
der Pflegefachpersonen und Persönlichkeits-
prinzip als Ausdruck eines subjektorientier-
ten Bildungsverständnisses (Fachkommission
2020).

Die Rahmenlehrpläne für den theoreti-
schen und praktischen Unterricht sind in
elf curriculare Einheiten (CE) strukturiert,
die diesen Konstruktionsprinzipien folgen und
die sich auf ausgewählte pflegerische Hand-
lungsfelder, typische Pflegesituationen und/
oder Ausbildungsphasen/Ausbildungseinsätze
beziehen. Die Rahmenausbildungspläne für
die praktische Ausbildung sind nach Aus-
bildungsabschnitten und Einsatzbereichen ge-
gliedert. Sie beinhalten exemplarische Arbeits-
und Lernaufgaben, anhand derer die jeweiligen
Kompetenzen angebahnt, gefördert und wei-
terentwickelt werden können.

Die Rahmenpläne der Fachkommission
sind – ggf. auf der weiteren Grundlage landes-
rechtlicher Richtlinien – von den Pflegeschu-
len in schulinternen Curricula zu konkretisie-
ren. Von den Trägern der praktischen Ausbil-
dung sind dementsprechend trägerspezifische
Ausbildungspläne zu entwickeln, die das kon-
krete Lernangebot der jeweiligen Einsatzberei-

che beinhalten. In verschiedenen Bundeslän-
dern werden Pflegeschulen und Einrichtungen
in Projekten und/oder in Form von Handrei-
chungen bei der Umsetzung der mit der Pflege-
berufereform verbundenen Herausforderungen
unterstützt.

10.2.6 Erweiterte Verantwortung
für heilkundliche Aufgaben

Bereits seit 2012 war mit der vom Gemeinsa-
men Bundesausschuss beschlossenen „Richtli-
nie über die Festlegung ärztlicher Tätigkeiten
zur Übertragung auf Berufsangehörige der
Alten- und Krankenpflege zur selbständigen
Ausübung von Heilkunde im Rahmen vonMo-
dellvorhaben nach § 63 Abs. 3c SGB V“ für
ausgewiesenen diagnose- und prozedurenbe-
zogene Tätigkeiten die rechtliche Möglichkeit
der Erprobung einer Aufgabenneuverteilung
zwischen Ärztinnen/Ärzten und Pflegefach-
personen eröffnet worden. Jedoch konnte
bislang nur in einem Fall ein hierfür erforder-
licher Modellversuch vereinbart werden. Das
Pflegeberufegesetz ermöglicht nun im Rah-
men der Ausbildung den Erwerb „erweiterter
Kompetenzen zur selbständigen Ausübung
heilkundlicher Tätigkeiten“, sofern das Ausbil-
dungsziel hierdurch nicht gefährdet wird (§ 14
PflBG). Der Erwerb erweiterter Kompeten-
zen zur Ausübung heilkundlicher Tätigkeiten
durch Pflegefachpersonen soll dazu beitragen
„die gesundheitlicheVersorgungv. a. vonMen-
schen mit chronischen Erkrankungen durch
kontinuierliche, alltagsnahe, evidenzbasier-
te und abgestimmte Behandlungs-, Pflege-,
Unterstützungs- und Informationsangebote
zu sichern und hierfür die Kompetenzen der
Pflegefachpersonen besser als bisher einzuset-
zen“ (Darmann-Finck und Hundenborn 2021;
Hundenborn und Darmann-Finck 2021). Des-
halb hat die auf der Grundlage des § 14 Abs. 4
PflBG mit der Entwicklung von standardi-
sierten Modulen beauftragte Fachkommission
insgesamt neun Module auf dem Hintergrund
des im Pflegeberufegesetz verankerten Pflege-
und Berufsverständnisses konzipiert und die
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. Tab. 10.1 Übersicht über die standardisierten Module zum Erwerb erweiterter Kompetenzen zur Ausübung
heilkundlicher Aufgaben. (Die Module mit fett hervorgehobener Schrift sind in den Rahmenverträgen geregelt.
Die Aufnahme der weiteren Module soll folgen). (Fachkommission 2022)

Wahlmodule Erweiterte heilkundliche Verantwortung für Pflege- und Therapie-
prozesse mit Menschen (aller Altersstufen) . . .

Grundlagenmodul
(verbindlich)

W 1 . . . in diabetischer Stoffwechsellage

W 2 . . . , die von chronischenWunden betroffen sind

W 3 . . . , die von einer Demenz betroffen sind

W 4 . . . , die von einem Hypertonus betroffen sind

W 5 . . . , die von Schmerzen betroffen sind

W 6 . . . , die von spezifischen Ernährungs- oder Ausscheidungsproblemen
betroffen sind

W 7 . . . mit einem Tracheostoma

W 8 . . . , die von akuter oder chronischer Beeinträchtigung der Atmung betrof-
fen sind

Krankenhaus-Report 2023

G-BA Richtlinie dementsprechend interpre-
tiert (.Tab. 10.1).

Damit rückt die Verantwortung für ei-
ne selbstständige Pflegeprozessgestaltung in
komplexen individualisierten Pflegesituatio-
nen zusammen mit den in § 4 PflBG gere-
gelten vorbehaltenen Tätigkeiten auch in das
Zentrum der erweiterten Ausbildung. Die Mo-
dule sind gemeinsam vom Bundesministerium
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und
vom Bundesministerium für Gesundheit ge-
nehmigt worden (Fachkommission 2022). Der
neu in das Sozialgesetzbuch V aufgenomme-
ne § 64d regelt, dass ab 01. Januar 2023 in
jedem Bundesland wenigstens ein Modellver-
such „zur Übertragung von ärztlichen Tätig-
keiten, bei denen es sich um selbstständige
Ausübung von Heilkunde handelt, auf Pflege-
fachkräfte mit einer Zusatzqualifikation nach
§ 14 des Pflegeberufegesetzes“ durchgeführt
werden muss. Die auf Bundesebene geschlos-
senen Rahmenverträge beziehen sich zunächst
auf die entwickelten standardisierten Module
W 1, W 2 und W 3 in Verbindung mit dem
Grundlagenmodul und sind Voraussetzung für

die auf Landesebene zu schließenden Verträge
zu den einzelnen Modellvorhaben.

Mit einer zusätzlichen Ausbildung zum
Erwerb erweiterter Kompetenzen verlängert
sich die Ausbildung um den Zeitraum, der
für das Absolvieren der ausgewählten und in
einen Modellversuch aufgenommenen Modu-
le erforderlich ist. Die standardisierten Mo-
dule werden in einer erweiterten staatlichen
Prüfung zusammen mit der Abschlussprüfung
der Pflegeausbildung oder des primärqualifi-
zierenden Pflegestudium geprüft. Die Finan-
zierung der erweiterten Ausbildung fällt un-
ter den Anwendungsbereich der Fondsfinan-
zierung unter Berücksichtigung der auf Lan-
desebene getroffenen Entscheidung für oder
gegen ein Pauschalbudget. Dies gilt zunächst
nicht für die Finanzierung erweiterter Kompe-
tenzen, die im Rahmen der hochschulischen
Pflegeausbildung erworben werden. BMFSFJ
und BMG machen jedoch darauf aufmerksam,
dass die Finanzierung des praktischen Teils der
hochschulischen Pflegeausbildung einschließ-
lich einer Ausbildungsvergütung und eine
diesbezügliche Änderung des Pflegeberufege-
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setzes zur Stärkung der hochschulischen Pfle-
geausbildung derzeit von den beiden Bundes-
ministerien geprüft werde (BMFSFJ und BMG
2022).

10.2.7 Grundsätze und Verfahren
der Finanzierung:
Ein Überblick

Mit dem Pflegeberufegesetz und der Pflege-
berufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung
(PflAFinV) wurden auch die bisherigen Fi-
nanzierungsregelungen der Pflegeausbildung
grundlegend geändert. Wurde die Ausbil-
dung in den Krankenpflegeberufen auf der
Grundlage des § 17 KHG geregelt, wies die
Finanzierung der Altenpflegeausbildung auf
Länderebene im Vergleich der Bundesländer
teils erhebliche Unterschiede auf. Deshalb
sollen nun bundeseinheitliche Grundsätze
für die Finanzierung der neuen Pflegeaus-
bildung gemäß § 26 PflBG bundesweit
eine wohnortnahe qualitätsgesicherte Ausbil-
dung sicherstellen, eine ausreichende Anzahl
von Qualifizierungen gewährleisten, Wett-
bewerbsnachteile verhindern, die zwischen
ausbildenden und nicht ausbildenden Ein-
richtungen entstehen können, die Ausbildung
auch in kleineren und mittleren Einrichtungen
fördern und wirtschaftliche Ausbildungsstruk-
turen gewährleisten. Die Finanzierung erfolgt
auf bundesrechtlicher Grundlage über Aus-
gleichsfonds, die auf Landesebene eingerichtet
worden sind.

In den Ausbildungsfonds zahlen nach fest-
gelegten Anteilen Krankenhäuser, stationäre
und ambulante Pflegeeinrichtungen, gesetzli-
che und private Pflegeversicherungen und das
jeweilige Bundesland ein. Krankenhäuser und
Pflegeeinrichtungen leisten die Einzahlungen
in den Ausgleichsfonds nach einem landeswei-
ten Umlageverfahren. Aus dem Ausbildungs-
fonds erhalten die ausbildenden Pflegeschu-
len Ausbildungspauschalen für die schulische
Ausbildung, welche die prospektiv ermittel-
ten Schulbetriebskosten (ohne die Investiti-
onskosten) umfassen. Die Träger der prak-

tischen Ausbildung erhalten Pauschalen für
die betrieblich-praktische Ausbildung, wobei
die Mehrkosten für die Ausbildungsvergütung
nicht pauschal, sondern anhand der tatsächli-
chen Kosten der Auszubildenden einrichtungs-
individuell berechnet werden. Hierbei wird
für stationäre Einrichtungen ein Anrechnungs-
schlüssel von 9,5:1 und für ambulante Ein-
richtungen ein Anrechnungsschlüssel von 14:1
zugrunde gelegt. Im ersten Ausbildungsdrittel
entfällt dieser Anrechnungsschlüssel, d. h. der
so genannte Wertschöpfungsanteil der Auszu-
bildenden wird nicht angerechnet. Verschie-
dene Verbände fordern die Abschaffung des
Wertschöpfungsanteils auch für das zweite und
letzte Ausbildungsdrittel zugunsten einer Kon-
zentration auf die Ausbildungsqualität (DE-
VAP 2021).

Anstelle der auf Landesebene festgelegten
Pauschalbudgets für die Kosten der prakti-
schen Ausbildung und für die Ausbildungskos-
ten der Pflegeschulen können Individualbud-
gets vereinbart werden, wenn dies das jewei-
lige Land oder die Parteien übereinstimmend
„bis zum 15. Januar des Vorjahres des Finan-
zierungszeitraums schriftlich erklären“ (§ 29
Abs. 5 PflBG). Die zuständigen Stellen in den
Bundesländern setzen das jeweilige Ausbil-
dungsbudget für die Träger der praktischen
Ausbildung und für die Pflegeschulen fest, an-
teilig je auszubildender Person undMonat. Die
Gesamthöhe des Finanzierungsbedarfs wird
bis zum 15. September eines Jahres bestimmt.
Aufgrund vielfältiger Variablen, auf die die-
ser Beitrag nicht differenziert eingehen kann,
weichen die Ausbildungsbudgets im Länder-
vergleich nicht unbeträchtlich voneinander ab.

Wie bereits in 7Abschn. 10.2.2 ausge-
führt, bleibt der bisherige Anteil hochschulisch
qualifizierter Pflegefachpersonen weit hinter
den Empfehlungen des Wissenschaftsrats und
der Hochschulrektorenkonferenz zurück. Ei-
ner der Gründe wird in den besonderen Fi-
nanzierungsregelungen des Studiums gesehen.
Das in Teil 3 des Pflegeberufegesetzes gere-
gelte Pflegestudium fällt nicht unter die Finan-
zierungsregelungen von Teil 2 und der kor-
respondierenden Pflegeberufe-Ausbildungsfi-
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nanzierungsverordnung (PflAFinV). Die Auf-
wendungen und Kosten für das Studium wer-
den also nicht über die auf Länderebene ein-
gerichteten Ausbildungsfonds finanziert. Die
Studierenden erhalten keine Ausbildungsver-
gütung, sondern müssen das Studium über
die üblichen Wege von BAföG oder Stipen-
dien finanzieren. Eine studienbegleitende Er-
werbsmöglichkeit als reguläre Möglichkeit der
Finanzierung des Unterhalts scheidet ange-
sichts der Studienlast und der einzuhaltenden
Stundenzahlen aus, die den europarechtlichen
Vorgaben von mindestens 4.600 h entsprechen
müssen. Die erste Sondererhebung des BIBB
zeigt auf, dass Hochschulen, die eine konti-
nuierliche Finanzierung der Studierenden pri-
märqualifizierender Studiengänge sicherstel-
len konnten, eine höhere Auslastung der Studi-
enplatzkapazitäten haben als die Hochschulen
ohne eine vergleichbar geregelte Finanzierung.
Als Gründe für die bereits frühzeitig fest-
zustellende geringe Auslastung von Studien-
platzkapazitäten geben u. a. die Deutsche Ge-
sellschaft für Pflegewissenschaft (DGP) und
der Deutsche Pflegerat (DPR) in einem ge-
meinsamen Statement die fehlende Vergütung
der Praxiseinsätze von Studierenden, die ver-
haltene Kooperationsbereitschaft von Einrich-
tungen aufgrund der fehlenden Refinanzie-
rung der Praxisanleitung sowie die mangelnde
Ausstattung der Hochschulen an (DGP und
DPR 2021). In einem Antrag vom Novem-
ber 2022 stellt die Fraktion CDU/CSU fest,
dass die hochschulische Pflegeausbildung in
Deutschland damit hinter dem Potenzial zu-
rückbleibe und die angestrebte qualitativeWei-
terentwicklung ausbleibe. Sie fordert vor die-
sem Hintergrund die Bundesregierung auf, die
mit dem primärqualifizierenden Pflegestudium
verbundenen Finanzierungsprobleme zu lösen
und länderübergreifende Arbeitsfelddefinitio-
nen hochschulisch ausgebildeter Pflegefach-
personen zu vereinbaren (BT-Drs. 20/4316).
Eine auf Bundesebene eingerichtete Arbeits-
gruppe ist zurzeit mit der Entwicklung von
Tätigkeitsprofilen für hochschulisch ausgebil-
dete Pflegefachpersonen befasst (Hundenborn
2022).

10.3 Diskussion und Ausblick

Die durch das Pflegeberufegesetz reformier-
te Pflegeausbildung soll einen entscheidenden
Beitrag zur Bewältigung der Herausforderun-
gen leisten, die mit den soziodemographischen
und epidemiologischen Veränderungen für die
gesundheitliche und pflegerische Versorgung
der Bevölkerung einhergehen. Der prognosti-
zierte quantitative und qualitative Bedarf an
Pflegefachpersonen erfordert entsprechend ho-
he Ausbildungsplatzkapazitäten. Durch zahl-
reiche Initiativen und Vereinbarungen konnte
die Anzahl an Ausbildungsplätzen im Zehn-
Jahres-Zeitraum zwischen 2009 und 2019 um
ca. 40% beträchtlich gesteigert werden (BMG
2021; Statistisches Bundesamt 2023). Über
die Entwicklung der Ausbildungszahlen nach
dem Pflegeberufegesetz sowie über die An-
zahl erfolgreich abgeschlossener Ausbildun-
gen liegen zurzeit noch keine belastbaren Da-
ten vor. Denn erst Anfang des Jahres 2023
werden die ersten Kursteilnehmenden die Aus-
bildung nach dem Pflegeberufegesetz abschlie-
ßen. Auch können bislang keine belastbaren
Aussagen über Abbruchquoten und Abbruch-
gründe getroffen werden. Jedoch sollen Aus-
bildungsabbrüche durch strukturelle Maßnah-
men sowie durch die Begleitung von Auszu-
bildenden reduziert werden. Der Aufbau einer
amtlichen Statistik soll künftig die Ausbildung
in den Pflegeberufen begleiten und zuverlässi-
ge Aussagen ermöglichen (BMG 2021).

Auch zur Berufseinmündung und zum Be-
rufsverbleib von ausgebildeten Pflegefachper-
sonen liegen bislang kaum systematische Da-
ten oder Studienergebnisse vor. Eine aktu-
ell in Nordrhein-Westfalen durchführte Stu-
die „Berufseinmündung und Berufsverbleib
in der Pflege in NRW“ zeigt u. a., dass die
nach der Ausbildung präferierten Arbeitsbe-
reiche in einem hohen Maß mit den Trägern
der praktischen Ausbildung korrespondieren.
Dementsprechend favorisierten Pflegefachper-
sonen aus der Gesundheits- und Krankenpfle-
ge/Gesundheits- und Kinderkrankenpflege ei-
ne Beschäftigung im Akutkrankenhaus, dieje-
nigen aus der Altenpflege eine Beschäftigung
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in der stationären Langzeitpflege (Isfort et al.
2022). Ob und wie sich das Berufseinmün-
dungsverhalten bei Pflegefachpersonen verän-
dern wird, die nach dem Pflegeberufegesetz
ausgebildet sind, wird sich erst zu einem spä-
teren Zeitpunkt untersuchen lassen.

Die Pflegeprozessverantwortung mit erst-
mals fachlich und rechtlich besonders ge-
schützten vorbehaltenen Tätigkeiten erfordert
eine rechtssichere Verantwortungs- und Auf-
gabenübertragung in qualifikationsheteroge-
nen Pflegeteams. Diese muss einhergehen
mit Personal- und Teamentwicklungsprozes-
sen, die in besonderer Weise in den Zustän-
digkeitsbereich des Pflegemanagements fal-
len. Dabei sind etliche Fragen im Rechts-
rahmen dieses autonomen und selbstständigen
Verantwortungs- und Aufgabenbereichs von
Pflegefachpersonen zurzeit noch nicht sicher
und einheitlich beantwortet.

Das breite Einsatzspektrum in der genera-
listischen Pflegeausbildung erfordert den Auf-
und Ausbau von Kooperationen, die über das
bisherige Maß hinausgehen. Dem Träger der
praktischen Ausbildung weist der Gesetzge-
ber eine dementsprechend hohe Verantwor-
tung für eine planmäßig gestaltete und or-
ganisierte praktische Ausbildung zu. Neben
dem Abschluss des Ausbildungsvertrages und
der Sicherstellung der Einsatzbereiche gehö-
ren hierzu auch die Entwicklung eines auf
das Curriculum der Pflegeschulen abgestimm-
ten Ausbildungsplans sowie die Sicherstellung
der Praxisanleitung im Umfang von jeweils
mindestens 10% der jeweiligen Ausbildungs-
zeit. Die hohe Trägeraffinität in den Entschei-
dungen zum Berufsverbleib weist jedoch auf
die zusätzlichen Chancen für die Personal-
gewinnung und Personalbindung hin, die mit
der Übernahme von Ausbildungsverantwor-
tung und der Investition in Ausbildung verbun-
den sein können.

Die Förderung und Steigerung des An-
teils hochschulisch ausgebildeter Pflegender,
der erforderlich ist, um den gestiegenen An-
sprüchen und der zunehmenden Komplexität
der Pflege- und Versorgungsbedarfe zu ent-
sprechen, ist auf der einen Seite auf eine

gesicherte Finanzierung angewiesen, die zur-
zeit nicht gegeben ist. Diese muss mit einer
Änderung des Pflegeberufegesetzes einherge-
hen, wobei sich diesbezügliche Vorbereitun-
gen derzeit abzeichnen. Auf der anderen Seite
müssen in den verschiedenen Einrichtungen
Handlungsfelder ausgestaltet und Stellenpro-
file entwickelt werden, die dem Kompetenz-
profil hochschulisch ausgebildeter Pflegefach-
personen für eine wissenschaftsorientierte und
evidenzbasierte Pflegepraxis entsprechen. Das
Pflegestudium soll in besonderer Weise für die
unmittelbare patienten- und klientenbezogene
Versorgung von Menschen in hochkomplexen
Pflege- und Lebenssituationen qualifizieren.
Dieses komplexere Verantwortungs- und Auf-
gabenprofil muss auch Grundlage für Fragen
der tariflichen Eingruppierung werden.

Mit einer zusätzlichen Ausbildung zum Er-
werb erweiterter Kompetenzen verlängert sich
zwar die Ausbildung um den Zeitraum, der
für das Absolvieren der ausgewählten und
in einen Modellversuch aufgenommenen Mo-
dule erforderlich ist. Für die Absolventinnen
und Absolventen heilkundlicher Module so-
wie für die an Modellversuchen beteiligten
Einrichtungen ergeben sich jedoch auch neue
Möglichkeiten der Verantwortungs- und Auf-
gabenübertragung sowie der interdisziplinä-
ren Zusammenarbeit. Die standardisierten Mo-
dule werden in einer erweiterten staatlichen
Prüfung zusammen mit der Abschlussprüfung
der Pflegeausbildung oder des primärqualifi-
zierenden Pflegestudiums geprüft. Die Finan-
zierung der erweiterten Ausbildung fällt un-
ter den Anwendungsbereich der Fondsfinan-
zierung unter Berücksichtigung der auf Lan-
desebene getroffenen Entscheidung für oder
gegen ein Pauschalbudget. Die gilt zunächst
nicht für die Finanzierung erweiterter Kompe-
tenzen, die im Rahmen der hochschulischen
Pflegeausbildung erworben werden. BMFSFJ
und BMG machen jedoch darauf aufmerksam,
dass die Finanzierung des praktischen Teils der
hochschulischen Pflegeausbildung einschließ-
lich einer Ausbildungsvergütung und eine
diesbezügliche Änderung des Pflegeberufege-
setzes zur Stärkung der hochschulischen Pfle-
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geausbildung derzeit von den beiden Bundes-
ministerien geprüft werde (BMFSFJ und BMG
2022).

Für eine gelingende Umsetzung der mit
dem Pflegeberufegesetz verbundenen Heraus-
forderungen wird es auch entscheidend darauf
ankommen,
4 die Ausbildungsbereitschaft der Einrich-

tungen zu erhalten und zu fördern,
4 Kapazitätsengpässen in der praktischen

Ausbildung entgegenzuwirken,
4 den Aufbau von Koordinierungsstellen und

Ausbildungsverbünden zu stärken,
4 Ausbildungsverantwortliche durch Be-

gleitprogramme zu unterstützen.

Die nachhaltige Implementierung der mit dem
Pflegeberufegesetz verbundenen Innovationen
bedarf einer systematischen Qualitätssiche-
rung, damit die Ziele einer individualisierten
Ausbildungs- und Pflegepraxis erreicht wer-
den.
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